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Sitzungvom13 .April .
VorsitzenderBürgermeisterDr .Weiskirchner

eröffnet die Sitzung und hält folgendeAnsprache :

( liegtbei .
Die einzelnen Stellen der Anrede des Bürgermeisters wurden

oft von Zustimmungskundgebungender Gemeinderätealler Parteien auf - ¬

genommenundinsbesondereamSchlussegabdasHausseinemlebhaften
BeifallAusdruck.

BürgermeisterDr .WeiskirchnermachtfolgendeMitteilungen:
Ein Menschenfreund ,dessenNamenicht genanntwerfensoll ,

hat laut der angeschlossenenAufnahmeschriftvom31 .Märzol917
sichrechtverbindlicherboten ,derGemeindeWienunentgatlich
ein Grundstück im Ausmasse von 105 . 000me( Quadratmeter
einhundertfünftausend )zu demZweckezu übergeben ,dasshierauf
KriegerheimstättenimSinnedervonderGemeindeWienaufgestell-¬
ten Grundsätzeerrichtet werden .DasGrundstückbefindetsichin
freier undfür denangestrebtenZweckvoraussichtlichsehrgutge¬
eigneterLagedesX .BezirkesundwirdvomStadtbauantemit
800 . 000Kronenbewertet.

DerBürgermeisterspricht für die Widmungdenwärmsten
Dankaus ( lebhafterBeifall )

Gespendethaben:
Ein ungennantseinwollender Wohltäter 20 . 000Kronen zurErrich - ¬

tungeinerKriegerheimstätte,
Generaldirektor Rotter der Länderbank 15 . 000Kronen ,welcherBe¬

trag über seinen Vorschlagvon den Gesellschaften ,derenVerwaltung
er verewigte Vizepräsident Lohnstein angehörte ,als Parteablösungden
ArmenWiensgewidmetwurde,

Bezirksvorsteher Müller als Ergebnis einer Sammlungstatt des
Brigittenauer Bürgerkränzchensden Betrag von 2760 Kronenwelcher
an ArmeundWohltätigkeitsinstitute des Bezirkesverteilt wirde

HerrIgnazKörber( Zürich )1500Kronenfür die ArmenWiens,
HerrLecpoldWolf360Kronenfür die PfleglingedesArmenhauses

XVIII . Bezirk ,Martinstrasse und 640 Kronen für brave armeSchulkinder

ses 18 .Bezirkes,
die FirmaSchindler&Stein ,. - G.600Kronenfür armeKinderdes

1 .Bezirkes( Kriegswaisenbevorzugt) .
Herr Moriz Pinkas letztwillig 500 Kronen zur Verteilung anarme

Christen inWien.
HausbesitzerFranzElsinger500KronenfürArmedes7 .Bezirkes.
GastwirtFranzHahn ,300Kronenfür Armedes6 .Bezirkesund200

Kronenfür die Jugendfürsorgedes 6 -Bezirkes ,
Herr Oskar Geiershofen 300 Kronenfür die ArmenWiens ,
Herr Karl Ahorner 200 Kronen für die Armendes 7 .Bezirkes ,

Für die städtischen Sammlungen :Inspektor . Knappek( Aschbach)
einen Originalbrief der verstorbenen Dichterin Betty Paoliund

Distriktsarzt . Glück( Marchegg )2 Oelbilderdarstellendden
Volkssänger Nagl und seine Frau

GR .Reumann undGenossenstellen folgendeAnfrage:
DiegroßenFreignissedesWeltkriegeshabenin allenStaatenzueiner
völligen Umwälzungder bisher herrschend gewesenenAnschauungenüber

die staatsbürgerliche Mitwirkungder Volksmassenan der Gesetzgebungund
der Verwaltunggeführt .DieMillionenEntrechteter ,die sich draußenan
der Front heldenhaft schlugen ,wie nicht minderjene ,die imHinterlande
die schwereZeitdesMangelsertragen ,habensichein heiligesRecht
darauf erworben ,von nun an in allen öffentlichen Körperschaften als
Gleichberechtigte mitzuwirken .Nicht länger mehr dürfen die Volksmassen

von den gesetzgebenden und verwaltenden Körperschaften ausgeschlossen

bleiben .Was jetzt in Preußen geschieht ,mußauch in Oesterreich werden :
die Volksmassen müssen zur Mitwirkung auf der breitesten demokratischen

Grundlageherangezogenwerden .Auchan die WienerGemeindeverwaltung
tritt nun die Notwendigkeit gebieterisch heran ,seine Tore den bis jetzt

entrechtet gewesenen Mitbürgern zu öffnen .Es ist eine blanke Unmög¬

lichkeit ,daß das drückende Unrecht des WienerGemeindewahlrechtes ,

welches einer handvoll Vertreter der privilegierten Wählerschaft die
schrankenlose Hærschaft auf Kosten der breiten Massen der Nichtbesi¬
tzenden sichert ,auch nach dem Kriege länger aufrecht bleibt .Es
wirdgefragt :

1 .Ist der Bürgermeister geneigt ,den Erfordernissen derZeit
Rechnungtragend ,mit allen zweckdienlicherscheinendenMittelndahin
zu wirken ,daß das gegenwärtigeGemeindewahlrecht ,das auf demUnrecht

des Wahlkörpersystemsaufgebautist ,beseitigt werdeundanseine
Stelle ein wirklich demokratisches Gemeindewahlrecht tritt ?

2 .Will der Bürgermeister danach trachten ,daß das neuzuschaffen¬

de demokratische Gemeindewahlrecht auch den Frauen ,die sich in der

Kriegszeit als vortreffliche Sachwalter der Interessen des gesamten
Bevölkerung bewährt haben ,das aktive und passive Wahlrecht zusichert ?

3 .Ist der Bürgermeister bereit ,die Durchführung dervorgenannten
Grundsätze einer ehestens einzuberufenden Obmännerkonferenzvorzu¬
schlagen ,indem er die Reform des Gemeindewahlrechtes auf die Tagesord¬

nung dieser Sitzung stellt und die dort gefaßten Beschlüsse derzweit - ¬
nächsten Sitzung des Gemeinderates zur Verhandlung vorlegt ?

4 .Will der Bürgermeister durch energische Unterstützung undFör - ¬
derung aller Bestrebungen ,die auf die Beseitigung der Privilegien

eines Teiles von Steuerträgern hinzielen ,an der Herstellung einer
wahrhaft demokratischen Gemeindeverfassung mitarbeiten ,damit der

WienerGemeinderatden Beweiserbringe ,daß er von demGedankenbeseelt
ist ,ss sei Raumzu schaffen für die freie undfreudige Mitarbeitaller
Glieder der Bevölkerung an den großen Aufgaben der Gemeindeverwaltung ?

Bürgermeister Dr .Weiskirchnererwidert :Ich verschließemich
durchaus nicht der Einsicht ,daß es ein Gebot der Billigkeit ist ,allen

Staatsbürgern ,denenbei derBildungderöffentlichenVertretungskörper
bisher eine Mitwirkungüberhauptversagtodernur imbeschränktenMaße
möglichwar ,für die vielen und unsäglichen Opfer ,die sie teils als
heldenhafte Kämpfer an den Fronten ,teils als stille aber tapfere Dulder

der zahlreichen und bitteren Entbehrungenim Hinterlande derGesamtheit
in diesemunseligen Weltkriegebringen mußten ,einen stärke renEinfluß
auf die Zusammenset zung dieser Körperschaften einzuräumen und zudiesem

( Krfrke .
Zwecke das Wahlrecht auf eine breitere Grundlage zu stellenVAus diesem
Grunde und in der Voraussetzung ,daß der Weltkrieg ,der die Ohnmachtdes

Einzelnengeoffenbart hat ,in der Seele der großenMasseaber dasZusam-¬
mengehörigkeitsgefühl kräftig beleben ,den Zug zum Gänzen stärken und

die Ueberzeugungvonder Notwendigkeitder Zusammenfassungaller
schaffenden und wirkenden Kräfte zur Bewältigung der großen Aufgaben

der GemeindenachdemKriegeunter .Hintansetzungaller Sonderbestre¬
bungenin allen Schichten der Bevölkerungfestigen wird ,habe ichbe¬
reits vor längerer Zeit den Magistrat beauftragt ,Vorlagen auszuarbei¬

ten ,in welchendieser Forderungder Billigkeit Rechnungzutragen
ist undin denenfür die MitarbeitweitererKreiseder Bevölkerungan
der GemeindeverwaltungRaumgeschaffen wird ,wobei auch die Fragedes
Frauenwahlrechtes zu behandeln ist .Gleich den HerranInterpellanten

binauchich vonderNotwendigkeitüberzeugt ,daßdie bicherigeGemein¬
deverfassungeiner Aenderungin einemdenunzeitlichengroßstädtischen
Verhältnissen und den Erfährungen des Krieges RechnungtragendenSinne

dringend bedarf .Ich nehmedaher keinen Anstand ,den Antrag aufEinse - ¬
tzung eines ,aus allen Parteien des Gemeinderateszusammengesetzten
Ausschusses zu stellen ,welchem die Aufgabe zufallen würde ,die ange - ¬

schnittenen Fragen einer Vorberatung auf Grundder Vorlagen desMagi- ¬

strates zu unterziehen und erwarte zuversichtlich ,daß die Förderung ,
welche die Entwicklung der Gemeindedurch die freudige Mitarbeit der
weitesten Kreise der Bevölkerung erfahren wird ,auch einen kräftigen

Anstoß zur Stärkung des Staatsgedankens und der Reform d erstaatlichen
( Nufo :Tehrilig :

Verwaltung bildenVund damit zum Wohle der Gesamtheit wesentlich beitra¬

gen wird .Ich schlage daher auf Grund des § 34 des Gemeindestatutes die

Einsetzung eines 24 gliedrigen Ausschusseszur BeratungeinerNeuordnung
der Gemeindeverfassung und des Gemeindewahlrechtes vor .

BürgermeisterDr .Weiskirchner :WirdgegenmeinenVorschlag
eine Einwendungerhoben?

Rufe :Nein!
NachdemdiesnichtderFall ist ,werdeich die WahldesAus¬

schusses auf die Tagesornung der nächstenGemeinderatssitzung
stellen .( Lebhafter Beifall im ganzenHause . )

CemeinderatvonSteiner stellt folgende Anfrage :ImSpätherbste
914 wurde der Regierung ein Quantumvon 132 . 000Ballen Kaffee umden
GestehungspreisinklusiveLagerzinsundInterkalarien zusammenum
107Kronenper Zentnerüberlassen .Dieser KaffeewarEigentumbrasilia
nischer ,englischer und deutscher Kapitalisten .Die Uebergabe des

Kaffees erfolgte unter der Bedingung ,daß derselbe um dengleichen
Preis der Bevölkerung zugänglich gemacht werden solle .In derObmänner
konferenz des Wiener Gemeinderates vom3 .März 1916 wurde vomVorsi - ¬

tzendenExzellenzDr .Weiskirchnerbekanntgegeben ,es sei ihmmitge-¬
teilt worden ,daß ein Konsortium diesen Kaffee der Regierung gegen
Zahlung einer Pauschalsumme von 28 Millionen Kronen zu übernehmen be¬

reit sei ;daraufhin wurde seitens der Obmännerkonferenz die Forderung

erhoben und der einmütige Beschluß gefaßt ,50 . 000Ballen Kaffee von

der Regierungzu obigemPreise zu beanspruchen .NachmehrmaligerUrgenz
erklärte der Bürgermeister ,die Regierung hätte der Gemeinde Wien

10 . 000Ballen überlassen .Mittlerweile trat förmlich über Nachtder
Kaffeerummel ein .Der Kaffeepreis erhöhte sich auf 8 Kronen unddarüber .

Es wurde nun seitens der Regierung die Kaffeezentrale errichtet ,welcher
der gesamte eingangs erwähnte Valorisationskaffee zugewiesenwurde .
VonSeite der Kaffeezentralewurdenunfür denungebranntenKaffeeder
Höchstpreis von 5 K77 h per kg festgelegt und obiges Quantumum
diesen Preis abgesetzt mit der Motivierung ,es sei unmöglich ,diesen

KaffeeumdenGestehungspreisvon107Kronenper 100kgin denVerkehr
zu bringen ,wegender Vorräte ,welche sich in demBesitz derKaufmann¬
schaft undder Kaffeehausbesitzerbefänden ,welchedochdenKaffee
teurer bezahlthätten ,so daßsie bei obigemPreise schwergeschädigt
würden -WelcherPreis vonder Militärverwaltungbezahltwerdenmußte ,
ist unbekannt .Ferner wurde behauptet ,dar Reingewinnsoll zum

AnkaufevonKaffeeverwendetwerden ,umeine weiterePreissteigerung
unmöglichzu machen ;und tatsächlich soll die Kaffeezentralevon
Kaufleuten und Händlern zirka 40 . 000Ballen Kaffee weiter übernommen
haben .Vor kurzer Zeit erfuhren wir ,daß der GemeindeWien die zuge - ¬

wiesenen 10 . 000Ballen Kaffee wieder abgenommenwordensind .Ja ,man
wolltesogarder GemeindevondenVorräteh ,die sie auf eigeneKosten
und Gefahr im Jahre 1915 für die Zeiten der Not erworben hatte ,

gleichfalls 6000Ballen wegnehmenzie etzedgüegdonfifrroyal
wasdurchdasenergischeEingreifenderMasfer

Olmännerkonferenzverhindert wurde .Gleichzeitig wurdemitgeteilt ,daß



AnfangsMärwarSich im Besitze der Regierungnur mehr30 . 000Ballen diesesValorisa¬
tionskaffees befänden .Da eine Nachschaffungvon Kaffee derzeit unmög¬
lich und dadurch die Tätigkeit der Kaffeezentrale sehr bald von
selbst ein Endefinden sollte ,ist es dringend geboten ,denGebarungs-¬
bericht derselben kennen zu lernen und zu erfahren ,wie der enorme
Jeberschuß verwendetwurde .

Nach einer Berechnung des Fragestellers ,die genauausgeführt
wird ,ergab sich ein faktischer Ueberschußvon 37,224 . 000Kronen .
Es wird zumSchlusse gefragt ,ob der Bürgermeister geneigt ist ,im

Handelsministerium ,in welches die Kaffeezentrale ressortiert ,bezüg¬
lich der Gebarungdieser Zentrale ,der Höhedes Reingewinnessowie
der VerwendungdesselbenAufschlußzu verlangenunddas Ergebnismit
tunlichster Beschleunigung dem Gemeinderate mitzuteilen .

BGM .Dr .Weiskirchner :Ich glaube ,dass ich wohlverpflichtet
bin ,den Intentionen des Interpellanten in der nachdrücklichsten Weise

zu entsprechenundwerdedie AngelegenheitdemHamdelsminjterunter -¬
breiten .Esist notwendigunddie höchsteZeit ,dassdieRegierung
über die Verwendungund über die UeberschüsseederZentralstellen

der breiten Oeffentlichkeit Rechnunglegt .( lebhafter Beifall )
Ich hatte unlängst Gelegenheit ,mit dem Handelsminister über die

UeberschüsseeineranderenZentralederSchuh-undLederzentrale
zu sprechen und habe gefordert ,dass diese Ueberschüsse ,nicht in
irgend einen grossen Kessel iliessen ,sondern der Schusternselbst

zumTeil in Formeiner Kredithilfe ,zumTeil als Unterstützungenzu
Gute kommen .Es ist eine soziale Pflicht dass alle diese Ueber - ¬
schüsse ,die ja doch nicht aus der Welt geschaffen werdenkönnen ,

eine Verwendungfinden ,welchedenGrundsätzeneiner sozialenaus-¬
gleichendenGerechtigkeitentspricht .( lebhafterBeifall )

GR.Dr .Mittlerstellt folgendeAnfrage:In denNummern71und
72des„Abend"vom11 .und12 .ds. Mts.sindübereinRühengeschäftder
GemeindeWienMitteilungenenthalten,welcheunbedingteineErörterungin diesemSaalenotwendigmachen.

IchrichtedaherandenHerrnBürgermeisterdieAnfrage:Ist
derBürgermeistergeneigt ,überdasin dieOeffentlichkeitgedrungene

RübengeschäftderGemeindeWiennachjederRichtunghinvollkommene
Aufklärungenzuerteilenundinsbesondereüberdiegegenständlichen
Qualitäten,Quantitäten,EinkaufspreiseundVerkaufspreise,sowie
überdiePersönlichkeiten,diebeidiesemGeschäfteinFragekommen,

sofort Mitteilungen zu machen?

InderselbenAngelegenheitstellendieGR.Dr .Hemala,Ulreich
undSchwarznachfolgendeAnfrage:

InderArbeiterzeitungvom12 .April1917wirdgegendieGemeinde
WiendieBeschuldigungerhoben,dasssievonderBaronThavoantschen
GutsverwaltungZuckerrübenzumPreisevon14KronenperZentnergekauft
undzumPreisevonK28. —andieBevölkerungabgegebenhabe.DerGe¬
meindeWienwirddamitPreistreibereiundeineganzungeheuerliche
AuswucherungdernotleidendenBevölkerungzumVorwurfegemacht.

DieGefertigtenrichtendaheranSeineExzellenzdenHerrnBür¬
germeisterfolgendeAnfrage:

.)EntsprechendieMitteilungender„Arbeiterzeitung"denTat-¬sachen ?

. )Wennnicht ,wasgedenktderHerrBürgermeisterzuveranlassen,
dassdie Bevölkerungin Zukunftnicht in leichtfertiger Weisedurch
derartigeaufreizendeMeldungenbeunruhigtwerde?

BürgermeisterDr .Weiskirchner :IchnehmekeinenAnstand,diese
beidenAnfragenimvollenUmfangezubeantworten.

derStandderKartoffelversorgungausserordentlichungünstig.Die
MietenächstKlein- Schwechatenthielt nurmehr176Waggons,die
MieteStadlauwarerschörft ,in denLagernwaren20Waggonsvorhan¬

den .

AufneueAnlieferungenwarfürdienächsten2- 3Wochennicht
zu rechnen ,da in den in Betracht kommendenGebieten ( Böhmenund

Polen) derstarkeFrost( biszu - 16Grad) nochandauerteunddie
Ausmietung und Verladungverhinderte .

UeberdiessankenzudieserZeitauchdieZuschübeanWrucken
von durchschnittlich 15 Waggons auf 5 Waggons täglich undkonnte

eine Besserungauch nicht gewärtigt werden ,weil die WruckeimMärz
niht mehrin grossemUmfangtransportfähigist - .

Der Vorrat an Wruckenbetrug ca .50 Waggons .Ausserdemwarder
Stand der Mehlvorräteso gering ,dass gerade damalseineVerkürzung
der wöchentlichenMengeverfügtwerdenmusste .

MitRücksichtauf diese Verhältnissewares ein GebotderNot ,
ein anderesLebensmittelals Aushilfeheranzuziehen.

Da sich die Gelegenheit bot ,von Herrn Baron Thavonateine

grössere Menge( ca .80 Waggons) Zuckerrüben zu erwerben ,die ihm
vomk .k .Amtefür Volksernährung freigegeben worden waren ,wurden
diese Rübengekauft .

DerEinkuafspreiswurdenachlangwierigenVerhandlungenmit28K
für 100 kg ab Mietevereinbart .

DieGemeindegabdie Rübenum27Kfür 100Kgan dieHändler
ab ,denenein Verkaufspreisvon32 Heller für 1 kg vorgeschrieben

wurde .

DerGemeindesind ,abgesehenvondemausdieserSpannungzwischen
Einkaufs -undAbgabepreisentstehendenVerlust nochbedeutendeKosten
durchdie BeförderungderWarenachWienunddenunvermeidlichen
Schwunderwachsen .

DerVerlustkannmit4 bis 4 K50Hellerfür 100KgRübenan-¬
genommenwerden .

Die Gemeindehat von diesem Sachverhalt am30 .März auchdas

. k .Amtfür Volksernährungmit demBemerkenin Kenntnisgesetzt
dass sie sich vorbehält ,den entstandenen Verlust aus demihr von
derRegierungzurVerfügunggestelltenKreditvon24Millionenzu

decken .

Vondentatsächlichangelieferten85Waggonswurdenan9Tagen
56 Waggonsauf den Märkten zumVerkauf gebracht und 25 Waggonsan
Kriegsleistungsbetriebe ,sonstigeIndustrie-Unternehmungen,Spitäler

Humanitätsanstalten . sw .abgegeben .

Die Mitteilung der Arbeiterzeitung entsprechen dahernicht
denTatsachen¬

WasdenzweitenPuhktder Anfrageanbelangt ,so mussichfest -¬
stellen ,dass mir leider kein Mittel zu Gebotesteht ,umdieVer-¬
breitungderartiger unrichtigerNachrichtenzuverhindern.

Ichglaube ,dassdieGemeindeWienüberdenVerdachteiner
Preistreiberei erhabenist .( LebhafterBeifall)

Ausden Verhandlungenist hervorzuheben ,dass der BaronThavonat
demOberkommissärDavidgegenüberes ablehnte ,die Rübenan dieGe¬

meindeabzutreten ,weil nachseiner Kalkulationer einebessere
Verwertungdadurcherziele ,dasedie Schalenzu einemKaffeeersatz ,
die Rüben zu einem Syrup ausgesctten und der Rest gedörrt als
Trockengemüseverwertetwerden. Beidieserbeabsichtigten
Verwertungkönnteer nachseiner Kalkulationeinen Preis von40K
per 100 Kilogramm erzielen .Ueber das Drängen der Gemeindeerklärte
er schliesslich ,er wolle ,nachdemer denNotstandderGemeinde
einsehe ,die RübenzumPreise von28 Kper 100Kiloverkaufen .
Daseine steht fest ,dassich ,da ich heutenurmehr80Wagvons

Kartoffel für die 2 Millionenzur Verfügunghabe ,Rüben ,wennich
sie irgend woerhalte ,zu jeden Preis ankaufen würde .( lebhafter
Beifall ) .Die Mitteilung der Arbeiterzeitung entspricht also in

keiner Weise denTatsachen .

Wasden2 .PunktderAnfragedesDr .Hamalabetrifft ,so
stelle ich fest ,dass mir kein Mittel zu Gebote steht ,umdieVerbrei - ¬
tungsolcherunrichtigerNachrichtenzuverhindernundichglaube ,

dass die öffentliche Gemeinderatssitzung der richtige Wegist ,um
die breiten Massen darüber zu unterrichten ,dass die Wiener Gemeinde
vertretung in der Approvisionierungsfrage jederzeit ihre Pflicht

tut
GR .Kunschakstellt folgendeAnfrage :DieZahlderGeburtenzeigtan
sich und noch mehr im Vergleiche mit der Zahl der Todesfälle das Bilder - ¬
SchreckendenRückganges .Währenddas Jahr 1914 noch einen Ueberschussvor
6503 Geburten aufweist ,blieben im Jahre 1915 die Geburten mit 2222 ,im

Jahre1916mit 8271undim1 .Vierteljahre1917schonumrund4000unter
der Zahlder Todesfälle .Aufdie FragenachdenUrsachendieserüberaus
beachtenswertenErscheinungsoll nicht näher eingegangenwerden ,esgenügt
allein die Feststellung der Tatsache ,um in überzeugendster Weise die Not¬
wendigkeit tiefgreifender Massnahmen aufzuzeigen .Das unheimliche Sinken
der Geburtenmachtdie Sorge umdie Lebensfähigkeit undLebenskräftigkeit
der Geborenenzu einer heiligenPflicht ,auchderjenigen ,welchenicht
schon aus Gründen der Menschlichkeit zu solcher Auffassung gelangen .Der¬

zeit bereitetdie ErnährungderKinderbis zumzweitenLebensjahredie
denkbargrössten Schwierigkeiten ,in zahllosen Fällen ist diese inzweck¬
mässigsterWeiseüberhauptnicht zu erzielen .Mit Ausnahmeder Milch ,welche
durchdie Bezugskartein ,wennauchbescheidenerMenge ,gesichertist ,
fehlt es an allen dem zarten Organismus der Kleinen zuträglichen Nahrungs¬

mitteln .Die Mütter stehen der Frage der zweckmässigstenErnährungihrer
kleinenKinderratlosgegenüber.

Eswirdgefragt :Ist der Bürgermeisterbereit ,vomErnährungsamte
die Beistellung der erforderlichen Mengenvon feinem WeizenmehlundWeizen- ¬

gries sowie sonstiger Kindernährmittel anzusprechen und deren Angabedurch
Errichtung eigener Bezugsstellen und Ausgabeeigener Bezugsanweisungenzu

regeln ?
BürgermeisterDr .Weiskirchner :DieAnfragedes HerrnKollegenKun¬

schak betrifft eine Sache ,die mir wirklich sehr amHerzenliegt .Ichhabe .

auch schon seinerzeit wiederholt im Wegedes städtischen JugendamtesWeizen¬
gries für die Säuglingspflege abgebenlassen .Ausserdemwird fallweisenach

Massgabeder vorhandenenMittel Weizengries an 2 Firmen abgegeben ,diespe¬
ziell Kindernährpräparate auf Lager halten .Anlässlich der Tagung desEr¬
nährungsrates wurdeauch diesemGegenstandegrösste Beachtunggeschenktund
der Beschlussgefasst ,an die RegierungwegenBeistellung vonWeizengries
undanderenNährpräparaten( Haferflocken ,Hafergrütze )für dieSäuglinge
heranzutretenunddie AbgabeuntergeeigneteKontrollezu stellen .Die
Gemeindeverwaltung,welthedieseAktiondesErnährungsratesbegrüsst ,wird
auch ihrerseits im Sinne des Antragstellers beim Ernährungsamteintervenieren
und alles aufbieten ,damitdiese Aktion im weitesten Sinnedurchgeführt

gird und den Kindernim zartesten Alter Nahrungzu Gebotegestellt wird .
GemeinderatSchäfer stelltfolgende Anfrage :Im Namensämtlichr

Etablissementsbesitzer im . k .Prater ,sowie sämtlicher Vergnügungs¬

etablissementsbesitzer Wiens ,sowie auch aller Kaffee -undGasthaus¬
inhaber bitte ich den Herrn Bürgermeister ,bei Seiner Exzellenz dem

Herrn Statthalter ,sowie bei den maßgebendenBehördendahinbittlich
zu werden ,daß bei Eintreten der Sommerzeit ,. i .ab 16 . . M.die
Sperrstunde der Lokalitäten der Genanntenumeine Stundeverlängert

warde .



BürgermeisterDr .Weiskirchner :Ich habemichin dieserAngelegenheit
wiederholt mit demHerrn Statthalter und demHerrnPolizeipräsidenten
besprochenundkannmitteilen ,dassmirheuteausdemPräsidialbureau
der Statthalterei bekanntgegebenwurde ,dass eine diese Frageregelnde
Kundmachungin allernächster Zeit erlassen werdenwird .

GR .Dr .Mittler :richtet an den Bürgermeisterunter Hinweisauf
seinewiederholtenfrüherenBegründungendie neüerlicheAnfrage ,ob
derselbegeneigtsei ,die Wahlvon7 Stadträtenauf dieTagesordnung
der nächsten Gemeinderatssitzung zustellen .

Bürgermeister Dr .Weiskirchner :Der Herr Interpellant kannmir

wirklich glauben ,dass es mir amliebsten wäre ,wennich dieStadtrats
wahlen schon hinter mir hätte und ich kann nur versichern ,dassich
dieseWahlensofortaufdieTagesordnungstellenwerde ,sobalddieRe¬
gierungdieAngelegenheiterledigthat ,dennichglaube ,dassesviel
fürsichhat ,wennwirgleichzeitigauchdiedurchdieVermehrung' hin¬
zugekommenenStadtratsstellenbesetzen.

GR.Hohensinnerverweistin einerAnfrage,aufdasFehleneinesge¬
werblichenNachwuchses ,das vielfach darauf zurückzuführensei ,dass
die Elterndie KostenderLehrzeitnichttragenkönnenundihrKind

möglichstrasch ins Verdienenbringenwollen .EsmüsstedenElterndie
wirtschaftliche Sorge für ihre Kinder vermindert werden ,dadurch ,dass
sie Versicherungsverträge abschliessen können ,nach welchemsie für

jedesKindbeimAustritteausderSchuleeinenGeldbetragbekommen ,
der es ihnenermöglicht ,das Kindwährendder Lehrzeitzuerhalten .

Der Interpellant richtet die Anfragean den Bürgermeister ,welche
Stellung er zu dieser Anregung einnehme und ob er geneigt sei ,vonder

städtischenKaiserFranzJosefJubiläums-Lebens-undRentenversicherungs¬
Anstalt ein fachmäänischesGutachteneinzuholen.

Bürgermeister Dr .Weiskirchner :Ich glaube ,der HerrInterpellant
wird wohl einverstanden sein ,wennwir diese Anfrage als Antragbehandelr

und der geschäftsordnungsmässigenBehandlungzuführen .( Geht anden
Stadtrat ) .

GemeinderatSkaretundGenossenstellen folgendeAnfragen:
1 .Ist der Bürgermeistergeneigt ,sofort zu verfügen ,daß dievon
ihmfestgesetzten Ausnahmslöhnevon 5 Kronenfür alle Straßenarbeiter

für die Zeit deranhaltenden Teuerung in Geltung zu treten haben unddaß
2 .den Straßenarbeitern der Unterschied zwischenden alten undneuen
Löhnen ,der in der Charwoche entstanden ist ,in dieser Wochenachge - ¬

zahlt werde?
Bürgermeister Dr .Weiskirchner erwidert :Nicht nur in derInter - ¬

pellation ,sondernauchin Tagesblätternwirddie EntlohnngderWiener
Straßenarbeiter in abfälliger Weisebeurteilt undes wirddasVerlan-¬

gen nacheiner den gegenwärtigenTeuerungsverhältnissenentsprechenden
Lohnerhöhunggestellt .Hiebei möchteich vor allem einigeBehauptungen
tatsächlicher Natur richtig stellen .Wennvon einemLohnevontäglich
2 K85 h gesprochenwird ,so wird dabei übersehen ,daß dies nurdie

unterste Lohnstufeimersten Dienstjahreist unddaßdieser Lohnauch
anSonntagengezahltwird .In denweiterenStufenist eineErhöhung

bis zu 3 K 40 h vorgesehen .Diese Lohnsätze erschienen mir schonvor
längerer Zeit als unzulänglich ,wekhalb ich schon vor Monatenden

Magistrat zur Berichterstattung an den Gemeinderat beauftragt habe .
Ergänzendmöchteichauchbemerken,daßdieGemeindeerst seitkurzer
Zeit allen städtischen Angestellten ohne Unterschied inAnbetracht
der schwierigen Lebensverhältnisse Kriegszulagen unter außerordentlich
cher Inanspruchnahmedes städt .Budgetsbewilligt hat ,die auchden
Straßenarbeitern zugute kommen .Diese Kriegszulagenbewegensichbei
den Straßenarbeitern je nach demFamilienstande von 240 bis 540K
jährlich undsteigen bei größererKinderanzahlnochhöher .Wennwei¬

ters in verschiedenen Kundgebungendarauf hingewiesen wird ,daß in der
jüngsten Zeit anläßlich der großenSchneefälledemStraßensäuberungs¬
personale ,sowohl dem ständigen als auch dem vorübergehdnd aufgenomme¬

nen ,ein Taglohn von 5 K gezahlt wurde ,so habe ich dies in erster
Linie darumverfügt ,weil diese Arheit in keinem Verhältnisse zuder
Anforderung des normalen Säuberungsdienstes steht .DerGemeinderat
hat diesem Grundsatze in einem anderen Falle Folge gegeben ,nämlich

bei den Schotterarbeitern ,so daß ich nur den Intentionen des Gemeir¬

deratss gerecht wurde .NachdemAufhörender außerordentlichenVer¬
hältnissemußtewiederzudemfrüherenZustandezurückgekehrtwerden,
da nicht der Bürgermeister ,sondernStadtrat undGemeinderatdienorma

le Entlohnung statutengemäß beschließen .Ich kann daher nur wiederho¬
len ,daßdie übermeinenAuftragvomMagistrateausgearbeiteteVorlage
in der nächsten Gemeinderatssitzung zur Beratung undBeschlußfassung
gelangenwird .

GemeinderatDr .HeinstelltimAuftragedesVerbandesder
bürgerlich freiheitlichen Gemeinderäte nachstehende Anfrage :

In der letzten Gemeinderatssitzung hat der HerrBürgermeister

nach Schluß einer Rede des Gemeinderates Dr .Alfred Mittler vom
Präsidentenstuhle aus die Bemerkunggemacht : ,Ich kannnur dastiefste
Bedauern darüber aussprechen ,daß ein freigewählter Gemeinderat der

Reichshaupt -undResidenzstadtWiendemGemeinderatedie Schandeange-¬
tan hat ,eine solcheRedeüberdie Autonomiezu halten . "DieserZuruf
ist ganz ungerechtfertigt ,weil die Rede des Herrn Dr .Mittler nach

FormundInhaltvollkommensachlichwarundüberdfesauchnichtgegen
die Gemeindeautonomieselbst ,sondernnurgegendie Ausnützungder

Gemeindeautonomiezu politischen Parteizwecken gerichtet war .Durch
diese den Redner beleidigende Bemerkunghat der HerrBürgermeister ,

welchernach§ 67des Gemeindestatutesundnach§ 18derGeschäftsord¬
nung pflichtgemäß für die Aufrechterhaltung der Ordnung zu sorgenund
Ungehörigkeitenzu ahndenhat ,selbst die parlamentarischeOrdnung

verletzt .Durch diese Ordnungswidrigkeit des Vorsitzenden wurdedie

MajoritätförmlichzubeleidigendenZurufengegendenRednerundunsere
Partei herausgefordert ,welcheseitensdesVorsitzendenin keinerWeise
gerügt wurden .Ich stelle demnach namens des Verbandes der bürgerlich¬

freiheitlichen Gemeinderäte die Anfrage :Wie vermag der Herr Bürgermei¬
ster sein Vorgehen in der letzten Gemeinderatssitzung mit den ihmnach

den Gemeindestatuten und der Geschäftsordnung obliegenden Pflichten zu
vereinbaren ?

Vor allem obliegt mir nachdenBürgermeisterDr .Weiskirchner :
Gemeindestatutenundnachder vonmirbeschworenenAmtspflichtdiehei¬
lige Aufgabe ,für die Gemeindeautonomiebis zu meinemletzten Atemzuge

zuwirken .( LebhafterBeifallbeiderMehrheit) .VonallenSeiten
wird nunmehr gegen die Länderautonomie und gegen die Gemeindeautonomie
Sturm gelaufen ,obwohl doch das Land Hiederösterreich und die Gemeinde

Wienmit Stolz behauptenkönnen ,dass sie im Frieden wie inharter
Kriegszeit ihre Pflicht im Interesse der Bevölkerungretlos erfüllt ha¬
ben .Ich bin daher gezwungen ,Angriffe gegen die Autonomie ,kommen
sie von welcher Seite immer auf das Entschiedenste zurückzuweisen .

Ich gebe ohne weiters zu ,dass ich in anderen Seiten dieAusführungen
des Herrn Gemeinderates Dr .Mittler ,die gewiss von sachlichen Momen¬

ten getragenwaren ,sicherlich toleriørt hätte ,aber in dieserZeit ,
wo mansieht ,wie die Feinde der .Autonomiediesen Hort desfreien
deutschen Bürgertums untergraben wollen ,bin ich verpflichtet ,auch
hier in diesem Saale und sei es auch gegen einen Kollagen ,diese meine
Auffassung zum Ausdruck zu bringen .Eine persönliche Beleidigung ist
mir ja vollständig ferngelegen und wenn in der Erregung desMomentes

gegen Ihre Partei von irgend einer Seite beleidigende Aeusserungenge¬
fallen sein sollten ,so nehmeich gar keinenAnstand ,solcheAeusserunge
naehträgliebzumissbilligen.

GR .Spalowsky :Diesollennichtprovozieren.Hrdnnnd
CR. VFischer :verweist in einer Anfrage auf die Unklarheiten

in demGesetzebefreffenddieVorsorgungderBevölkerungmitBedarfs¬
gegenständen und richtet an den Bürgermeister die Bitte ,bei denBe¬

hördenvorstelligzuwerden,dassmitderInkraftsetzungdesGesetzes
so lange zugewartet werden möge ,bis die Unklarheiten durch eine ent¬

sprechende Vollzugsvorschrift aufgeklärt erscheinen und dassgruppen¬
weise Richtpreise festgesetzt und festgelegt werde .Weitersrichtet
der Interpellant das Ersuchenan den Bürgermeister ,dahin zuwirken ,
dassbei Zusammensetzungder PreisprüfungsstellenauchdieKleinhändler
berücksichtigt werden und dass vor Festsetzung der Richtpreise fach¬

männische Gutachten aller beteiligten Kreise eingeholt werden mögen ,

denn nur Lei vollstärdiger Aufklärungkönnedas Gesetz denInteressen
der konsumierendenBevölkerungundaller anständigenGeschäftsleute

dienen .

BürgermeisterDr .Weiskirchner:Ichglaube ,derganzeGemeinderat
ist dahin einig ,dass nicht genugschwereStrafen gegendieKriegs
wucherer und derartiges Gelichter angewendet werden könne ,aber der

Schutz des ehrlichen legitimen Kaufmannesist auch inKriegszeiten
hochzuhalten .Ich habedeshalbdenMagistratbeauftragt ,überdiese
Verordnung eine Vorlage zu unterbreiten und ich habe eine solche vom

Magistrats-SekretärDr .Roßkopfbekommen ,die einederglänzendsten
Arbeiten des Magistrates darstellt ,welcheje geleistet wordensind
Auf Grund dieser Vorlage wird an die Regierung herangetreten werden
müssen ,damitdiese Verordnungendlich jene Klarheit erhält ,dienot - ¬
wendigist ,umden Konsumentenaber auchden ehrlichen Kaufmannzu

schützen .In diesem Sinne wird auch die Interpellation behandelt
werden .

GR.Dr .vonDornbeantragt, der Gemeinderatmögefolgende
Kundgebungbeschliessen :DerGemeinderatder

. k .Reichshaupt -und Residenzstadt Wien ,als die gegenwärtigallein
tagende grosse deutsch - österreichische parlamentarische Körperschaft ,
spricht seine Befriedigung darüber aus ,dass der Zarismus ,unser

eigentlicher undstärkster Feindin Russland ,seiner Machtentkleidet
wurde ,und knüpft daran die Hoffnung ,dass die österr .ungar :Monarchie

bald in die Lage kommenwerde ,mit einer das Vertrauen der Völker
des russischen Reiches geniessenden Regierung über den Abschlusseines
ehrenvollenFriedensin Verhandlungzutreten .

GR .Wawerkebeantragt : DenLehrernundLehrerinnenderStadt
Wien sind in den städtz Bädern dieselben Preisermässigungen zuge - ¬

währen ,wiedenstädt ,Beamten.
GR .Angeli beantragt ,Zie Gemeinde Wien möge in Würdigung

der herrlichen ,heldenmütigenundbravenHaltungdes TirolerVolles
den Verein „ Tiroler Heldendank" zur Errichtigung vonKrieger - ¬
heimstätten in Kufstein in diesen ,seinen echt vaterländisch - humanen

Bestrebungendurch Gewährungeiner entsprechendenSubventionfördern .
Seeeruge

Die Anträge werden der geschäftsmässigen Behandlung zugewiesen .
Es wird hierauf an die Erledigung der Tagesordnung geschritten .

VBHierhammerbeantragt das Mehrerfordernis für den Bau unddie
innere Einrichtung des gyäkologischen Ambulatoriums im Kaiser

Jubiläumsspital u Seluge dan 20 .006 gageurfenngen,Gy . )
NacheinemAntragdes VEHierhammerwird die Herstellungvon

Unterwindgebläsenfür dasFernheizwerkimKaiserJubiläumsspitalmlden
re .

VH .Hierhammerbeantragt ,für kriegsgefangene Wiener in italieni - ¬
schen und russischen Lagern ,sowie für Zivilinternierte in London

zuen den Betrag von 6000 Kronen zu widmen ./Gay . )

NacheinemAntragedesStR .Dr .Haaswerdendie Beleuchtungs -und
Beheizungekesten für von dem Jugendfürsorge - Ausschusseim III .Bezirk
benützteSchulldnlitätennachgaseben



STR .Dr .HaasbeantragtdieneuerlicheErhöhungdesFahrpreises
für die StellwagenfahrtvonMauerbachnachWeidlingau-Hadersdorf
oder zurück von 50 Heller auf 56 Heller für die Pfleglinge des Ver - ¬

sorgungshausesin Mauerbachundvon70Hellerauf80Hellerfürdie
anderen Fahrgäste zur Kenntnis zu nehmen und die Fortzahlung der demUn- ¬
ternehmer Franz Enslein bewilligten Beihilfe der Gemeinde Wienvon

jährlichk 4003 Jruarigen :(deng.
ST .Dr .Haasbeantragt die FassungfolgenderResolution: „Auf

Grundder Kaiserl .Verordnungvom13 .März1917ist zu den inWien
vorgeschriebenen zuschlagspflichtigen direkten Staatssteuern ein Zu¬
schlag zur Ergänzung des Erfordernisses für den Betrieb der Spitäler

des Wiener Krankenanstaltenfonds eingeführt worden .Dadurch hatdes
Missverhältnis ,das zwischen den Leistungendieser Anstalten für die
Wiener Bevölkerung und der finanziellen Belastung der letzteren für
dieseAnstaltenschonbisherbestand ,nocheineSteigerungerfahren .
DieGemeindeWien ,die durchdie UnzulänglichkeitderFondsanstalten
für den Bedarf der Wiener - Bevölkerung genötigt war ,ein eigenes

grosses Spital zü errichten ,erachtet es daher - abegreiflich der

schon lange geplanten Neuregelung des Wiener Spitalwesens überhaupt - ¬
als ein unabweislichesGebotder Billigkeit ,daßihr zur Deckungdes
Betriebsabgangen ihrer eigenen Krankenanstalt wenigstens ein dem

VerhältnissederBettenanzahlentsprechenderTeilausdemErträghisse
derneuenSteuerüberwiesenwerde.

GR .LeopoldvonSteiner : Diein Redestehendekaiserl .Verordnung
hat in denmit denVerhältnissenvertrautenKreisendasunliebsamste.
Aufsehen hervorgerufen .Banz abgesehen davon ,dass es sich bei dieser
Sanierungsfrage gewiss nicht um eine so dringliche Angelegenheit

gehandelt hat ,dass die Anwendungdes § 14 gerechtfertigt gewesenwäre
bestehenernstliche Bedenkenhinsichtlich derverwaltungsrechtlichen
ZulässigkeitderEinführungvonSteuerzuschlägenzuGunstenvon
Fonden .WennheuteSteuerzuschlägezu Gunsteneines vomStaateverwal-¬
teten Fondes möglich eind und ohne Widerspruchhingenommenwerden ,
so kann sich das Gleiche morgen oder übermorgen zu Gunsten irgend

eines der anderen vomStaate verwalteten Fonds abspielen und ist einer
uferlose Zuschlagswirtschaftdes Staates TürundTorgeöffnet .Ist die
finanzielleRegelungderKrankenanstaltenfondeeinedringlichegewesen,
undmusstemanzu einer § 14Verordnunggreifen ,so wäreesjedenfalls
angebrachtergewesen ,mittelst einer solchendie ganzeStellungder
KrankenanstaltenzurstaatlichenundautonomenVerwaltungüberhaupt
zu rageln . AusdiesemGrundeerlaube ich mir folgendenZusatzantrag
zu stellen : „ Die . k . . ö ,Stasthalterei wird ersucht ,diedefinitive
Neuregelungdes gesammtenSanitätsdienstessofort in Angriffzunehmen
und unverzüglich mit dem . k .Unterrichtsministerium wegenAbtrennung

der Klinikenvonden . k .KrankenanstaltenundUebernahmederselben
auf den Unterrichts - Etatdas Einvernehmen zu pflegen und sofort mit

demniederösterreichischenLandes-Ausschusseundder GemeindeWiendie
entsprechenden Verhandlungen einzuleiten .

Gr .Bielohlawek :Der§ 14ist nurdazuda ,einzutreten ,wenn
es sich umGesetzehandelt ,die sonst durchdenReichsratzuerledigen
wären .Er darf aber nicht dazu dienen ,um ein Landesgesetz zuersetzeh

und die Einhebung von Landesgeldern vorzuschreiben ,umStaatsanstalten
zu sanieren .Es ist dies ein Eingriff in die Landesautonomie .Ich
habeschonvor JahreneinenAntraggestellt ,eine 3 %Sanitätssteuer
einzuführen ,womitderangestrebteZweckvilsebessererreichtworden
wäre .Wennwirdie vomStadtratevorgelegteResolutionannehmen,so

indentifizieren wir uns mit den Eingriffen in die Autonomieundich

benatragedeshalbdieResolutionnichtanzunehmen,sonderneineRechts¬
verwahrungseitens der Gemeindezu erheben ,dass ZuschlägezuSteu¬

ermeingehebenwerdensollen ,welchenicht dembetreffendenLandoder
der betreffenden Gemeindezugute kommen ,sondern zur Verwendungfür

staatlicheAnstalten.(Beifall).
GR .Dr .Leewensteinspricht in demselbenSinne .DieSanierungdes

Krankenanstaltenfondes ist Pflicht des Staates ,muss also ausStaats - ¬

geldernerfolgen .ErbesprichtsodanndasvollständigveralteteReichs-¬
sanitätsgesetz und wünscht ,dass die von ihm seinerzeit gestellten

Anträge auf Abänderung dieses Gesetzes und Schaffung einer Zentral¬

stelle für das gesamteSanitätswesenendlich vonder Regierunggenü¬
gendbeachtetwerden.

GR .Schlechter beantragt den Gegenstand an den Stadtrat zurückzu¬
leiten undmit Rücksichtauf die Rechtsfrageeiner neuerlichenBeratung
zuunterziehen .

BerichterstatterDr .HaasschliesstsichdiesemAntragean ,wel¬
cherangenommenwird .

Vize-BürgermeisterHierhammerübernimmtdenVorsitz.
Vize - Bürgermeister Hößlegt den Verwaltungsbericht unddieBilanz

der städtischen Gaswerkefür das Heschäftsjahr vom1 .Juli 1915
bis 30 .Juni 1916vor und verweist in demselbendarauf ,dass esmit
Rücksichtauf die Kohlenknappheitvielleicht notwendigseinwerde ,
die Abgabe von Gas für Koch - undHeizzwecke im kommendenWinter einzu¬
schränken .Infolge der unzureichendenKohlenzufuhrsei nämlichder
Verbrauch von Gas in der Zeit von 8 Uhr früh bis 2 Uhr nachmittags ge - ¬
stiegen und stelle grosse Anforderungen an die Gaswerke .DerBericht¬
erstatter betont ,dass die GemeindeWienin der FragederVersorgung
ihrer Gaswerkemit Kohle beim Arbeitsminister Baron Trnka stets gröss - ¬
tes Entgegenkommen gefunden habe und bittet um die Zustimmung des

Gemeinderates ,dass,auchdemDirektorunddenAngestelltenderGas¬
werke der Dank der Stadtvertretung zum Ausdrucke gebracht wird .

GR .Bretschneiderwünscht ,dass aus demBerichte über dieLohn¬
verhältnisse des ArbeitspersonalesNähereszu ersehensein solle .Nach
seinen Berechnungenbetrage der Durchschnittslohn ungefähr 34Kronen
wöchentlich ,das sei bei denheutigenVerhältnissenfür deneinzelnen
zu wenig und noch weniger für eine ganze Arbeiterfamilie .Erstellt
denAntrag ,dass die Direktionder städtischenGaswerkeimVerwaltungs¬
berichte eine gesonderteAufstellungnicht nur über die Zahl ,sondern
auchüberdieLohnbezügekategorienweisevorlegeundfordertdie

Schaffung von Koksabgabestellen in Floridsdorf ,Jedlesee undStadlau .
GR .Angelirichtet an denReferentendie Anfrage ,obes ihmbe¬

kanntsei ,wievielKoksvonSeitender LänderbankgegenderenZuziehung
er immer gewesen sei ,nach auswärts geliefert werde und fordert ,dass ,

wennsolcheLieferungenins Auslanderfolgen ,in Hinkunftdergesamte
Koksfür Wienverbleibe .unddassmanbesondersdie Gärtnerberücksich¬-
tige - ¬
Er wünscht auch die Schaffung eines eigenen Status für die bei den

städtischenGaswerkenangestelltenSchreibkräfte .
GR .Reumannwendet sich gegen eine Einschränkung derGaszuwei¬

sung für Koch - undHeizzwecke ,denn durch eine solche würde nurder
Ansturmnach Kohle umsogrösser werdenund gerade die besitzlosen Klas - ¬
sen hätten unter einer solchen Einschränkung am meisten zu leiden .Er

verweist darauf ,dass der GemeindeWien ,wie aus dem Berichte hervor¬

gehe ,die grössten Schwierigkeiten bereitet wurden bei ihremBestreben
die notwendigen Bedürfnisse in Bezug auf Beleuchtung ,Beheizung undAb¬

gabe von Gas für den Motorenbetrieb wenigstens einigermassen zubefrie - ¬
digen .Man sei deshalb vor der Gefahr gestanden ,dass Wien ohne Beleuch¬

tunggebliebenwäre ,weil die Regelungder Trasnportverhältnissenicht
durchgeführt wordenwar .DenBudapester Bedürfnissen wurdeRechnung

al
getragen auf die Gefahr hin ,dass unsere Elektrizitätswerke den/sie ge - ¬
stellten Anforderungen nicht mehr entsprechen würden und erst die

drchendeEinstellungdes Strassenbahnverkehreshat dazugeführt ,
dassdieElektrizitätswerkewenigstenseinigermassenmitKohlever¬
sorgtwarden .DieGemeindeWienhat vonjenenInstanzen ,die alleUr-¬
sachedazugehabthätten ,so wenigUnterstützunggefunden ,dassder
Gemeinderatnicht scharf genugseinen Tadelaussprechenkönne .Eswa¬
ren immerförmlicheBittgängenotwendigumetwaszu erreichen .Der
Rednerwünscht ,dass mit Rücksichtauf die Kohlenversorgungalles ge¬
schehe ,dass wenigstens einigermassen die Bedürfnisse derBevölkerung
befriedigt werdenkönnenundfordert ,dass die RegierungihrAugenmerk

auf die Anlieferung von Kohle aus Oberschlesien und demOstrau - Karwiner

Uebietrichte ,damitdie städtischen Gaswerkenicht wiederneuerlich
vor eine Katastrophegestellt werden ,wiedies zu Ende1915tatsäch-¬
lich derFallgewesenist .

GR .Dr .Heinbesprichtdie ZufuhrvonObrschl .Kohlediefür
die Gaswerke ausserordentlich notwendig sei und würde es für gut

halten an die österreishischen Behördendas dringende Ersuchenzu
stellen ,alles zu tunzumdie Zufuhr von Steinkohle aus Ostrauund
von Braunkohle aus dem böhmischen Revier zu unterstützen .Esmuss

aber auch an Deutschland die dringende Bitte gestellt werden ,es

möge die Sympatien ,welche für Wien im deutschen Reiche bestehen ,

darin bekundet werden ,dass unsere deutschen Brüder ihre Bundesge¬
nossen in dieser schweren Zeit unterstützen und annähernd woviel

KohlenachWiensenden ,als imFrieden.
NachdemSchlusswort des Referenten wird derStadtratsantrag

angenommen ,ebenso die vomGR .Brettschneider gestellten Zusatzanträge .
Nacheinem Antrage des Vize - BürgermeisterHoßwird dieErrichtung

einesHolzschuppensin derPrateranlagedesLagerhausesderStadtWien
genehmigt .

Für Aushilfen an Angestellteder städtischen Gaswerkefür dasVer¬
waltungsjahr1916/1917wirdein Nachtragskreditvon26000Kronenbewilligt

StR . Braunbeantragt ,den österreichischen Brown- BoveriewerkenA.
in Wien , . ,städtische Gründeim XI .Bezirk an der Haidestrasse imAus¬
massvon43 . 000m2um20Kronenper m2zu verkaufenundfür die zuerrich
tendeFabrikdieBauliniezubestimmen .DerMagistratsei zubeauftragen
die erforderlichenSchrittezurErlangungder legislativenBewilligung
einzuleiten .(Angenommen).

STR.SchneiderbeantragteineLiegenschaftin GablitzimAusmasse

STR .Zatzkabeantragt ,denVereinzurFürsorgefür BlindeinWien
städtische Baustellen in Oberbaumgartenim Ausmassevon 2796m2um
denermässigtenPauschalpreisvon29 . 000Aronenzu verkaufen .( Ang. ) ,

Nacheinem Antrage des STR .Zatzka werden die bisher für denBau
des KontumatsmarktesundSeuchenhofesim XI .Bezirkeaufgelaufenen
Mehrkostenim Betrage von 1,021 . 022Kronengenhemigt .

NacheinemAntragedesSTR .Brauneißwirdder zwischenderGe¬
meinde Wien namens des Wiener Bürgerspitalfondes und demZirkusbesitzer
Albert SchumannbestehendePachtvertrag für das ZirkusgebäudeXV . ,März- ¬
strasse 6 unkündbarbis . Mai1919verlängert .



Stadtrat Schmidbeantragt die Anschaffung von 2 Dampfkesselnfür
die Zentrale Engerthstraße der städtischen Elektrizitätswerke im

Betragevon309 . 480Kromen.
GR .Lohner : beanständet ,dass dem Gemeinderate kein eingehender

Bericht vorgelegt wurde ,sodass sich niemandein Urteil bildenkönne ,
ob der geforderte Betrag ein angemessenersei .

VZBM.Hossbmerkt ,dassdasPräsidiumdemWunschegerneRechnung
tragen werde ,im Uebrigen habe sich der Referent bemüht ,die Angele¬
gehheit zweckmässigzu erklären .- Der Antrag desBerichterstatters
wird sodann angenommen .

STR .Schmidbeantragt die Anschaffungvon 2Drehstrom- transformato¬
ren für die Erhcnang der Leistungsfähigkeit der Fernleitung Ebenfurth¬

Wien .( angenommen)
STr .Schmidbeantragtdie HerstellungeinermechanischenPlatz¬

Bekohlungsanlage der Ueberlandzentrale Ebenfurth imGesammtkostenbetras

vonK4501000. -(angenommen-)
STR .SchneiderberichtetüberdieRegelungdesVerkehresaufden

städt .Strassenbahnenundstellt die bekanntenAnträge .(angenommen)
STR.SchneiderbeantragtdieLiegenschaftIV .Favoritenstr.11,

Taubstummengasse12 ( Hotel Viktoria ) für die städt -Strassenbahnen

um . 450. 000. - -Kronenanzukaufen .
GR.Hoheneinnererklärt ,esseikeinGlückfürdieEntwicklung

desBezirkesWieden ,dassdie Favoritenstrassein ihremunterenTeile
sozusagen eine tote Linie sei ,weil dort ein öffentliches Gebäudeneben
demanderenstehe .Die Geschftsleute könnendort wederleben nochster¬
ben .Nunwerdediesetote Linieneuerlichverlängertundes wäregewiss
bessergewesendasKanzleigebäudederstädt .StrassenbahnenandiePere¬
pherieder Stadt zu verlegen .DasHotelViktoraabesitzt aucheinen
- schönenGarten ,sagt der Rednerundes wärejammerschade ,wenndieser

verschwindenwürde.BürgermeisterDr .Lueger,derSchöpferdesWald
undWiesensgürtelshätte sichernicht zugegeben ,dassdieserGartenver¬

schwindeundauchDr .Weiskirchnerhat in derUraniaeinenVortragge¬
halten ,in welchemer wiederholtdieWichtigkeitderGärtenbetonthat .

GR .Breuerführt aus ,dass bei solchen Ankäufendieangrenzenden
GeschäftsleutediedurchdenHotelbetriebbedienstetsind ,Befürchtug
genundBedenkenhegen,dasssichdieselbenaberoftnachträglichals
unbegründet erweisen ,da auch ein verbesserter Verkehr in einer anderen

FormdenGeschätfsleutenzuGutekommt.DerReferentbemerktinseinemSchlussworte ,dassdieFrage
eines anderwärts gelegenen Bauplatzes erörtert wurde ,aber mitRücksicht

auf die Kostenieines Neubaues ,die sich für ein derartiges Direktions

gebäudein der jetzigenZeit auf gut 5 MillionenKronenbelaufenwürden,
nichtweiterin Betrachtkam.AuchdieEinwendungenbetreffenddes
GrundpreisessindmitRücksichtaufdieinderUmgebungbereitsvordem
KriegebezahltenPreiseangemessen .DerGartenselbst kommtvorläufig
nicht zumVerbauen.

VBGM.HossübernimmtdenVorsitz-¬
Nach einem Antrag des StR .Schneider werden zur Bedeckungder

Gesammtkostenvon 600 . 000Kronenfür die Neubeschaffungvon 80 Anhänge- ¬
lastwagen ein auf das Investitionsanlehen vom Jahre 1914 zu verweisender

Sachkreditgenehmigtundzur AnschaffungvonelektrischenEinrichtungen
für Anhängelastwagen bewilligt

STR .Tomolabeantragt der Forderung des deutschenVolksrates
für Triest unddas Küstenlandauf Errichtungeiner deutschenSchiffahrts
Schule in Triest beizutreten und die Schaffung von Stipendien ,bewz .
von Freiplätzen für diese Schule grundsätzlich ins Auge zu fassen .( angen

NacheinemAntrage des STR .Tomolawird demVerein zurErhaltung
des Forschungsinstitutes für Ostes und Orient eise Subvention von 10 . 000K

bewilligt .(angenommen. )

STR .Tomolabeantragtdengeistlichen nicht festangestelltenReli .
ionslehrern an den städtischen Volks - undBürgerschülen für dasJahr

1917eine einmalige Kriegszulage im Ausmassevon 20 %derRemuneration
zu bewilligen .DieseZulageist demBerechtigtennachEndedesSchul-¬

jahresauszubezahlen .
GR .Hchensinnerfragt ,ob es nicht möglich wäre ,dieseGelder

monatlichauszubezahlen.
BerichterstatterSTR .Tomolaerwidert ,dassdie AnzahlderStun¬

denoft wechsle ,weshalbeinemonatlicheAbrechnungdenAemterneine
grosse Arbeit verursachen würde .

Bei der Abstimmungwird der Antrag des Berichterstatters genehmigt
Es werden sodann die auf der Tagesordnung stehenden Wahlenvor¬

genommen.
VizebürgermeisterHierhammerübernimmtdenVorsitz .
StR .Wessely legt den Rechnungsabschluss des WienerRathaus¬

kellers für die Zeit vom 1 .Juli 1915 bis 30 .Juni 1916 vor .
GR .Lohner :Wir haben vor kurzemgehört ,daß der Rummekkwürdi¬

gerweisezudenunentbehrlichenBedarfsgegenständengehört .Ichwar
sehr überrascht darüber .Wenndas abernunder Fall ist ,dannmüssen
wir auch den Weinzu den unentbehrlichen Bedarfsgegenständenrechnen .

Wennnun unmittelbar nach demProzeß Kranz die GemeindeWienaufdie - ¬
ses unentbehrlicheLebensmitteleinenReingewinnvon42%ausweist ,
so geht das etwas zu weit .Selbst wennmanden UmsatzzuGrunde
legt ,kommtmannochimmerauf34% .Ichglaubedeshalb ,daßwir
30 . 000Kronenals Verzinsungunseres Kapitales vomReingewinneneh¬
menunddie restlichen250. 000KderAusspeisungunsererarmenMit¬
bürgerzukommenlassen .( Zwischenrufebei der Mehrheit :Daskommt
dochso der Allgemeinheitzu Gute! )

GR .Reumannerklärt ,der Referent scheine leider nicht imstande
en

zu seib ,nähereErläuterungenzu gebenundes scheintin demRech¬
nungsabschluß willkürliche Ziffern eingestellt worden zusein
Er ersucht ,daß dem Gemeinderate in Zukunft solche Referate sorgfäl¬

tigerausgearbeitetvorgelegtwerden,
VB .Rainbemerkt ,daßmanwohlnicht vonPreistreibereispre¬

chenkann ,wennmanein Viertel Weinum70 h abgibt .Allerdingssei
der Reingewinnheuerziemlichhoch ,es müsseaberbedachtwerden,
daß der Rathauskeller Weineum3 K20 h bis 4 K40 h heuereinge - ¬
kaufthabeunddaßinfolgedessendasnächsteJahrvoraussichtlich
mit einemDefizit abschließen werde .Die Preise wurdendeshalb
heuerschonumeinengewissenPerzentsatzerhöht .

GR .Dr .Schwarz- Hillererklärt ,dieseAngelegenheitseiein
klassischesBeispielfür die Anwendungderam15 .April . J .in
Kraft tretenden Preistreiberei - Verordnung ,nachdem der Rathauskeller
imBerichtjahre einen Reingewinnvon42 %bezw .von34 %vomUmsatze
hatte ,ist er straffällig .Er wolle damit demBetriebeabsolut
keinen Vorwurfmachen ,er wolle nur die UnmöglichkeitundUnhaltbær¬
keit derneuenPreistreiberei -VerordnungvorAugenführen .Daeiner¬
seits der Rathauskeller gezwungen war ,höhere Preise für den Wein¬

einkauf zu stellen ,der Reingewinn andererseits so groß war ,daßder

Rathauskeller mitderneuen Verordnung in Konflikt kommenkönnte ,be¬
antrage er den Ausweg ,den Ueberschuß für die öffentliche Ausspei¬

sung zu verwenden und er bitte deshalb um die Annahmedesvon
GemeinderatLohnergestelltenAntrages .

GR.KunschakDerRathhauskellerwirktnichtpreistreibend
ondern vielmehr preiskorrigierend .In ganz Wienist heutekaum
mehr ein Viertel Wein unter einer Krone zu haben und ohne den Verkäu¬

fern dieses Weinesnahetreten zu wollen ,so fet dieser Weindoch
in 90 von100Fällen schlechter als der imRathhauskellerzu 70Hellr
Der Bericht zeigt uns ,wasmit Weinfür ein gutes Geschöft zumachen
ist undwennderStaatsanwaltinteressiertwordenseinsoll ,soist

er dadurch mehr dafür interessiert worden ,was die Herren Pollak

undso weiter verdient habenmögen ,die nocheinen bedeutendhöheren
Gewinnerzielt habenmüssen ,als die GemeindeWienund dabeidas

Viertel Wein nicht um 70 Heller hergegeben haben .Das Erträgnis des

Rathauskellers fliesst in die Kassender GemeindeWienund wasdie
Gemeinde Wien macht ,ist alle gemeinnützig .Manbraucht deshalb
den Reingewinn durchaus nicht der Ausspeisung zuweisen ,wenndiese
Geldbraucht ,wird sie es bekommen ,ob aus demRathhauskelleroder
den Gaswerken ,das ist ganz gleichgültig .Ich beantrage denAntrag
desReferentenanzunehmenunddie Gegenänträgeabzulehnen .

VZBM.Hierhammer :Mit Rücksichtauf die in der Debatte zuTage
getrenenenMeinungsverschiedenheitenverweiseich den Antraganden
Stadtratzurück.

BoM .Dr .WeiskirchnerübernimmtdenVorsitz .
STr .Wesselystellt folgendenAntrag :In Anbetrachtdergegen-¬

wärtigausserordentlichenVerhältnisseundaufderenDauerwirdin
Abänderung der Bestimmung des Gemeinderatsbeschlusses über den

Beginndertägöichen Arbeitszeit beimStrassenpflege personalim
Sommergenehmigt ,dass in der Zeit vom16 .Märzbis zum14 .Oktober
die Arbeitszeitum47Uhrzubeginnenget .FürdieHauskehricht
einsammlungbeibt der Arbeitsbeginnum6 Uhrfrühbeibehalten ,doch
wirdin HinkunfteineUeberstundevergütet .(angenommen)

StR .WippelbeantragteinAnbotdesDrGrafenLazanskyaufVerkaufvon Parzellen nächst der Schule in der Quellengasseim Ausmaßevon
28m2um50Kper m2anzunehmen.( Ang. )

VB .Rainbeantragt die Errichtungeiner städtischenGemüse-Trocknung
AnlageimGebaudederKartoffeltrocknungsanlage13 .BezirkHütteldorfer
Straße mit dem Kostenaufwande von 240 . 000K .( Ang . )

VB .Rain beantragt einen Zuschußkreditvon 220 . 000Kfürdie
Instandhaltungs -und Betriebskosten der städtischen Dienst - Kraftwagen

GR .Dr .Schwarz - Hiller verweist bei dieser Gelegenheit darauf ,daß
die Luxuswagen endlich doch dem Verkehr entzogen werden sollen ,nachdem
für ernste Wichtige Zwecke Verkehrsmittel überall fehlen .Insbesondere
solltevon der Polizei verboten werden ,daß die Automobile ,welche die

Fahrgäste zumRennenbefördern ,amRennplatz den ganzen Nächmittagstehen
bleiben .Sie sollen vielmehr ,nachdem sie den Fahrgast abgesetzt ,wieder

in die Zurück zurückbeordet werden .
DerAntragdes Berichterstatters wirdgenehmigt.
Die öffentliche Sitzung wird hieraufgeschlossen .
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